






[image: ]


















	 Zuhause
	 Dokument hinzufügen
	 Anmelden
	 Ein Konto erstellen
	 PNG-Bilder









































Bundesrat Antrag

10.09.2013 - einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Steuermehreinnahmen infolge der kalten. Progression durch gezielte Tarifsenkungen an die ... 
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Antrag des Landes Hessen



Entschließung des Bundesrates für eine gerechte und zukunftsorientierte Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik in Deutschland Der Hessische Ministerpräsident



Wiesbaden, den 9. September 2013



An den Präsidenten des Bundesrates Herrn Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann



Sehr geehrter Herr Präsident, die Hessische Landesregierung hat beschlossen, dem Bundesrat die anliegende Entschließung für eine gerechte und zukunftsorientierte Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik in Deutschland mit dem Antrag zuzuleiten, die Entschließung zu fassen. Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates in die Tagesordnung der Plenarsitzung am 20. September 2013 aufzunehmen. Mit freundlichen Grüßen Volker Bouffier



Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de ISSN 0720-2946



Drucksache 680/13



Entschließung des Bundesrates für eine gerechte und zukunftsorientierte Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik in Deutschland



Der Bundesrat möge beschließen: Der Bundesrat sieht in einer gerechten, modernen und wachstumsorientierten Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik eine zentrale Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum und Wohlstand, für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen im internationalen Wettbewerb und für soziale Gerechtigkeit in Deutschland. Der Bundesrat wendet sich deshalb gegen eine Politik, die mit massiven neuen Belastungen und Steuererhöhungen auf breiter Front die Leistungsfähigkeit und bereitschaft der Bürger und der Unternehmen in Deutschland schwächen und zu einer umfassenden Politik der Bevormundung und der Beschränkung von Freiheiten und Wahlchancen führen würde. Die breit angelegten Vorschläge für neue Abgaben und Belastungen treffen nicht nur die Bürgerinnen und Bürger, sondern auch den unternehmerischen Mittelstand und damit das Rückgrat der deutschen Wirtschaft:  Die in die Diskussion eingebrachten Konzepte zur Erhöhung der einkommensteuerlichen Belastung schon bei mittleren Einkommen, der Abschaffung des Ehegattensplittings, die nachteiligen Änderungen beim Kinderfreibetrag und die Abschaffung der 450-Euro-Jobs belasten alle Teile der Gesellschaft und sind hochgradig unsozial. Diese Pläne ignorieren die Lebenswirklichkeit der Menschen in Deutschland.  Die Vorschläge für eine Wiedereinführung der Vermögensteuer oder eine Vermögensabgabe sind Gift für die wirtschaftliche Entwicklung, weil sie zu einem Substanzverzehr des betrieblichen Vermögens führen. Sie stoßen darüber hinaus auch auf erhebliche verfassungsrechtliche Zweifel. Die Ausgangslage für die deutschen Unternehmen - in einem nach wie vor fragilen weltwirtschaftlichen Umfeld - würde sich drastisch verschlechtern.  Die Ausweitung der Gewerbesteuer auf Freiberufler führt zu weiteren Belastungen des selbständigen Wirtschaftens in Deutschland und schmälert die Attraktivität unternehmerischer Tätigkeit in unserem Lande.  Die Belastung der Bürgerinnen und Bürger durch die Erbschaftsteuer soll verdoppelt werden. Die geplanten Verschärfungen bei der Erbschaftsteuer treffen bereits Hauseigentümer und drohen zu einer Gefahr bei der Betriebsnachfolge zu werden.  Die Erhöhung der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge belastet bereits den durchschnittlichen Sparer und gefährdet die private Altersvorsorge.
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 Die Pläne zur Erhöhung bestehender und zur Einführung neuer Energiesteuern werden zu weiteren Belastungen von Verbrauchern und Wirtschaft führen – und das nicht nur beim Strompreis. Andere geplante Maßnahmen wie die völlige Streichung der EEG-Ausnahmetatbestände bedrohen darüber hinaus tausende Arbeitsplätze in Deutschland.  Die Einführung einer Zwangseinheits-Krankenversicherung (sogenannte „Bürgerversicherung“) führt zu steigenden Beitragssätzen für alle Versicherte und massiven Einbrüchen bei der Qualität der medizinischen Versorgung und der Volkswirtschaft insgesamt. Zu einer gerechten Steuerpolitik gehört, dass der Staat die Einnahmen an die Bürger zurückgibt, die ihm nicht zustehen. Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression durch gezielte Tarifsenkungen an die Bürgerinnen und Bürger zurückzugeben. Der Bundesrat spricht sich dafür aus, die steuerliche Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden auf den Weg zu bringen. Der Bundesrat bedauert, dass das entsprechende Gesetzgebungsvorhaben der Bundesregierung am Verhalten einzelner Länder gescheitert ist. Der Gebäudebereich weist erhebliche Potentiale zur Energie- und CO2-Einsparung auf. Um das anspruchsvolle Ziel einer nachhaltigen Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2020 zu erreichen, müssen diese Potentiale erschlossen werden. Der Bundesrat begrüßt die jüngst im Zusammenhang mit den Regelungen im Jahressteuergesetz erreichten Fortschritte beim Kampf gegen legale Steuerschlupflöcher („Cash-GmbHs“, RETT-Blocker, „Goldfinger“) und bittet die Bundesregierung ihre Bemühungen fortzusetzen, „legale Steuerschlupflöcher“ zu schließen. Er fordert die Bundesregierung auf, sich auf internationaler Ebene weiterhin gegen aggressive Steuergestaltungen einzusetzen. Wer in Deutschland wirtschaftlich erfolgreich ist, soll auch hier zu Steuerzahlungen herangezogen werden. Einem aggressiven Ausnutzen von steuerlichen Vorteilen in verschiedenen Ländern ist entgegenzutreten.
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Begründung: Die umfassenden Pläne für neue Abgaben belasten die Bürgerinnen und Bürger, gefährden Arbeitsplätze und die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Nach einer Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft in Köln summieren sich die Mehrbelastungen auf rd. 60 Mrd. EUR. Die Folgen wären massive negative Wachstums- und Beschäftigungseffekte und ein Anstieg der Arbeitslosen um 300.000 bis 400.000 Menschen. Umfangreiche Steuererhöhungen und eine Politik neuer Belastungen und Abgaben sind ein Irrweg. Steuerpolitik ist vor allem auch Wirtschafts- und Wachstumspolitik. Im internationalen Steuerwettbewerb ringen die Länder um günstige steuerliche Rahmenbedingungen für die Ansiedlung von Unternehmen, Facharbeitskräften und Kapital. So ist es kein Zufall, dass kaum mehr eine Industrienation Vermögensteuer erhebt und dass die meisten Staaten Kapitaleinkünfte auf niedrigem Niveau abgeltend besteuern. Diese Realitäten sind auch an der deutschen Steuerpolitik nicht spurlos vorübergegangen. Deutschland ist dem internationalen Trend gefolgt und hat durch wachstumsfördernde Steuersenkungen die Grundlagen für den heutigen wirtschaftlichen Erfolg geschaffen. Rekordsteuereinnahmen von über 600 Milliarden Euro im Jahr 2012 zeigen, dass dieser Schritt richtig war. Nicht zuletzt deswegen hat Deutschland den Weg durch die Finanz-, Wirtschafts- und Währungskrise gut gemeistert, ist europäische „Wachstumslokomotive“ und Hochbeschäftigungsland. Die aktuelle volkswirtschaftliche Steuerquote von 23,4 Prozent übertrifft selbst die Quoten Mitte der neunziger Jahre mit Vermögensteuer, Gewerbekapitalsteuer und hohen Ertragssteuersätzen. Sie zeigt, dass sich Steuersatzsenkungen bei gleichzeitigem Abbau von Ausnahmen und Schlupflöchern langfristig bezahlt machen. Die Vorschläge für Verschärfungen bei der Einkommensteuer (Erhöhung des Spitzensteuersatzes, Abschaffung des Ehegattensplittings, Verminderung des Kinderfreibetrages usw.) zielen nicht nur auf die Reichen, sondern belasten insbesondere die Mittelschicht. So beginnt die Mehrbelastung bereits bei einem Einkommen von rd. 53.000 EUR. Durch das Abschmelzen des Ehegattensplittings erhöht sich die Steuerbelastung auch für Familien, in denen sich die Einkommenserzielung vorrangig bei einem Ehegatten konzentriert. Die geplanten Steuererhöhungen belasten auch viele Unternehmen, denn ein Großteil der deutschen Betriebe sind Personengesellschaften, die durch die Einkommensteuer belastet werden. Mit den Vorschlägen zur „Bürgerversicherung“ drohen negative Auswirkungen auf Bruttoinlandsprodukt (BIP), Beschäftigung und gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt. Statt Anreize zu schaffen, Gesundheitsleistungen effizient bereitzustellen, zielen sie vor allem auf die Einkommensumverteilung zwischen den Beitragszahlern ab. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle Studie des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI) und der Universität Basel im Auftrag des Verbandes der Privaten Krankenversicherung. Würde die Private Krankenversicherung (PKV) zu Gunsten einer „Bürgerversicherung“ ganz abgeschafft, wären damit verschiedene negative Auswirkungen auf den Krankenversicherungsmarkt verbunden: Zum einen würde der Systemwettbewerb mit der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) wegfallen, der sich erstens stabilisierend auf das medizinische Versorgungsniveau der gesetzlich Versicherten auswirkt und zweitens die GKV davor schützt, zu sehr in die Rolle eines
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zweiten Finanzamts gedrängt zu werden. Wohlfahrtsmindernd für die deutsche Volkswirtschaft wäre auch die zusätzliche implizite Besteuerung durch den Verzicht auf die Kapitaldeckung in der Krankenversicherung. Zudem würde die in der PKV vorherrschende größere Wahlfreiheit in Bezug auf Versicherungstarife beschränkt. Bundestag und Bundesrat haben der Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zum Gesetz zum Abbau der kalten Progression (BR- Drs. 35/13) zugestimmt und die verfassungsrechtlich gebotene Anhebung des steuerlichen Grundfreibetrages in zwei Schritten in den Jahren 2013 und 2014 umgesetzt. Eine weitergehende Anpassung des Tarifverlaufs im Bereich der Progressionszonen, wie sie im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Abbau der kalten Progression (BR-Drs. 847/11) vorgesehen war, erfolgte nicht. Damit ist das Problem der kalten Progression nach wie vor aktuell. Zu einer gerechten Steuerpolitik gehört schließlich auch der Kampf gegen Steuerhinterziehung und gegen aggressive Steuergestaltungen. Mit der Verabschiedung eines Aktionsplanes gegen die Gewinnkürzung und -verlagerung multinationaler Unternehmen (Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) haben die Finanzminister und Notenbankgouverneure der G20-Staaten bei ihrem Treffen am 19./20. Juli 2013 in Moskau einen Meilenstein in der internationalen Steuerpolitik erreicht. Hintergrund der Aktivitäten ist die Beobachtung, dass multinationale Unternehmen unter Ausnutzung von international nicht abgestimmten Steuerregeln ihre Steuerlast erheblich reduzieren. Dies gilt insbesondere für den Bereich der digitalen Wirtschaft (E-Commerce). Dadurch entstehen erhebliche Mindereinnahmen. Der jetzt verabschiedete Aktionsplan ist ein Katalog von 15 Maßnahmen, auf dessen Grundlage bis Ende 2015 wirksame und international abgestimmte Regelungen gegen BEPS erarbeitet werden sollen.
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Bundesrat Antrag 

23.04.2013 - Der Bundesrat bittet die Bundesregierung kurzfristig einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die. Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression durch gezielte Tarifsenkungen noch in dieser Legislaturperiode an die BÃ¼rgerinnen und BÃ¼rge
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - durchschnittlichen Sparer und gefÃ¤hrdet die private Altersvorsorge. Drucksache ... WÃ¼rde die Private Krankenversicherung (PKV) zu Guns-.
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Bundesrat Antrag - Bundestag DIP 

23.04.2013 - grund inflationÃ¤rer Entwicklungen real nicht zur VerfÃ¼gung stehen. Dies ist leistungsfeindlich und ungerecht. Das Bundesfinanzministerium und ...
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Bundesrat Antrag - Bundestag DIP 

23.04.2013 - Bundestag und Bundesrat haben der Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zum. Gesetz zum Abbau der kalten Progression ...
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Antrag 

Die sÃ¤chsische Arbeitsschutzverwaltung kontrolliert branchenÃ¼bergreifend die betriebliche. Umsetzung staatlicher Rechtsvorschriften. Die Kontrolle bezieht sich ... die Mitarbeiter der BehÃ¶rden zu einem umfassenden und prÃ¤ventiven Gesundheitsschut
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Antrag 

06.12.2017 - Christiane Schneider, Heike Sudmann, Mehmet Yildiz (DIE LINKE). Betr.: Abschaffung des Paragrafen 219a! Vor dem Amtsgericht GieÃŸen wurde am 24.11.17 gegen eine Allgemeinmedizinerin verhandelt, die auf ihrer Praxishomepage anbietet, Info
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Bundesrat Unterrichtung 

20.03.2014 - 12 sind die wichtigsten EU-Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet. ..... Parlaments und des Rates vom 12. August 2013 zur Ã„nderung der.
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Bundesrat Unterrichtung 

10.04.2014 - ... Daten ein Grundrecht, das in Artikel 8 der Charta .... Angesichts ihrer Vielfalt fÃ¤llt es Verbrauchern, Patienten und AngehÃ¶rigen der.
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Bundesrat Unterrichtung 

20.03.2014 - Sie bleibt weiterhin offen fÃ¼r die Anliegen der. Ã–ffentlichkeit in .... Polen. 3 962. 38 250. Portugal. 13 964. 16 500. RumÃ¤nien. 3 176. 24 750.
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Beschluss Bundesrat 

21.09.2012 - Zweites Gesetz zur Ã„nderung arzneimittelrechtlicher und anderer. Vorschriften. Der Bundesrat hat in seiner 900. Sitzung am 21. September ...
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Bundesrat Beschluss 

05.07.2013 - Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de. ISSN 0720-2946. Beschluss des Bundesrates. Drittes Gesetz ...
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15 - Bundesrat 

28.05.2015 - Absatz 3 regelt die einzelnen Speicherpflichten fÃ¼r Erbringer Ã¶ffentlich zugÃ¤nglicher Inter- netzugÃ¤ngen. Eine Speicherung der im Internet aufgerufenen Adressen (so genannte. URL [Uniform Resource Locator]) findet nicht statt. Es wir
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15 - Bundesrat 

29.05.2015 - richtet werden, oder ein Beschluss zur Aufhebung eines solchen. Beschlusses nach Artikel 21 Absatz 5 des Luftverkehrsabkom- mens in der durch das Protokoll geÃ¤nderten Fassung wird vom. Rat im Namen der EuropÃ¤ischen Union und der Mitgli
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Antrag 

Name, Vorname. StraÃŸe, Haus-Nr. PLZ, Ort. 2. Abbrennen. Ã–rtlichkeit: Ein aktueller Lageplan ist dem Antrag beizulegen. Zeitraum: Tag/Datum. Uhrzeit (von-bis).
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Antrag 

Stadt Isny im AllgÃ¤u auf Erteilung einer Genehmigung fÃ¼r. Fachbereich III. Bauen, Immobilien und Wirtschaft. Errichtung. Grabmal. Dagmar Durach. Versetzung.
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Antrag 

22.11.2017 - GeschÃ¤fte bis 14 Uhr beeintrÃ¤chtigt. Auch Menschen, die im Einzelhandel arbeiten, haben, insbesondere nach dem anstrengen WeihnachtsgeschÃ¤ft, einen Anspruch, in. Ruhe ihre Familienfeier zu organisieren und gemeinsam mit ihren Familien
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Antrag 

25.08.2015 - sind, diese Aufgabe im Sinne einer humanen Flüchtlingspolitik zu meistern. Es ist eine ge- samtgesellschaftliche humanitäre Verpflichtung von ...
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Antrag 

13.04.2016 - Dr. Alexander Wolf, Detlef Ehlebracht, Andrea Oelschlaeger, Dr. Joachim KÃ¶rner. (AfD). Betr.: Keine extremistischen Bands und Hass-Musiker ...
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Antrag 

Der Antrag ist mindestens 14 Tage im Voraus zu stellen. FÃ¼r die Erteilung einer Erlaubnis zum Anbringen von. WerbeplakattrÃ¤gern. Banner. Antragsteller: Name ...
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Antrag 

Stadtverwaltung Isny. Fachbereich II. -Ordnungsverwaltung-. WassertorstraÃŸe 1-3. 88316 Isny im AllgÃ¤u. Antragsteller. Name, Vorname. Firma, Verein, Institution.
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Antrag 

19.03.2012 - der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Martin Runge,. Ulrike Gote, Ludwig Hartmann, Renate Ackermann,. Dr. Sepp DÃ¼rr, Anne Franke, Thomas Gehring, Eike. Hallitzky, Christine Kamm, Dr. Christian Magerl, Tho- mas MÃ¼tze, Maria Scharfenberg
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Bundesrat Unterrichtung 

22.07.2014 - (abgesehen von Fragen der Barrierefreiheit) mit Blick auf Menschen mit Behinderungen Ihrer ..... zuständigen Behörden erhielten eine Liste sicherheitsrelevanter ..... Das älteste auf der EU-Ebene noch geltende Dokument mit ...
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Bundesrat Beschluss 

22.04.2016 - des Bundesrates. EntschlieÃŸung des Bundesrates zur Anpassung des Rechts- rahmens an das Zeitalter der Digitalisierung im Telekommu-.
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15 - Bundesrat 

01.05.2015 - Im neuen Absatz 8 wird das Wort â€žSchiffâ€œ durch das Wort â€žWasserfahrzeugâ€œ ersetzt. Artikel 2. Dieses Gesetz tritt am Tag nach der VerkÃ¼ndung in Kraft. ... 0,6. 2,7. 1,6. 0,5. 2,1. Summe*:. 32,6. 11,9. 47,2. 125,3. 34,4. 159,7. *D
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